
REGENSBURG. Der Stadtplanungsaus-
schuss hat gestern bis in die Nacht-
stunden daran gearbeitet, dass künftig
auch für einkommensschwächere Fa-
milien attraktiverWohnraum zur Ver-
fügung steht. Im Finanzausschuss und
anschließend im Stadtplanungsaus-
schuss wurde um die Formel gerun-
gen, die den Spagat zwischen günsti-
ger Miete und wirtschaftlicher Mach-
barkeit für den Investor schafft.
Schließlich wurde gegen die Stimme
der FDP beschlossen, was im Dezem-
ber vertagt worden war: Bei Baugebie-
ten mit einer Bruttogeschossfläche
von mehr als 4500 Quadratmeter
(Wohnen) sind künftig 20 Prozent der
gesamten Bruttogeschossfläche für
Wohnen im Rahmen der Sozialen
Wohnraumförderung zu erstellen.

Bei fehlenden staatlichen Förder-
mitteln ist preisgebundener Wohn-
raum nach dem jeweils gültigen Re-
gensburger Mietspiegel unter Verzicht
auf den Neubauzuschlag zu errichten.
Die Bereiche für öffentlich geförderten
Wohnungsbau sind in den jeweiligen
Bebauungsplänen festzusetzen. Diese
Änderungenwerden auf alle Baugebie-

te mit Beteiligung Dritter angewendet,
für die noch kein Beschluss zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans gefasst
ist. Für die laufenden Bauleitplanver-
fahren auf ausschließlich städtischen
Grundstücken gilt bereits die neue Re-
gelung. Dieser Antrag war ursprüng-
lich von CSU und SPD gemeinsam ein-
gereicht worden. Zwischenzeitlich
hatte es noch ein ausführliches Ge-
spräch mit Vertretern der Wohnungs-
wirtschaft gegeben, in dem sich Stadt-
räte eineMeinung bilden konnten.

SPD-Fraktionschef Norbert Hartl
zeigte sich gestern zufrieden: Seiner
Meinung nach könne es nicht sein,
dass Investoren glaubten, die Stadtbau
GmbH sei allein dafür zuständig, Sozi-
alwohnungen zu schaffen. „Wem die
Grundstücke gehören, der ist für die
20 Prozent zuständig“,machte er klar.

OB Hans Schaidinger warnte vor zu
großer Euphorie: „Die Regelung wird
erst in ein paar Jahren greifen. Esmuss
ein größeres Baugebiet sein, das heute
noch nicht begonnen ist.“ Für CSU-
Fraktionsvorsitzenden Christian
Schlegl ist der Beschluss wichtig für
junge Familien, aber nicht nur für sie:
40 bis 50 Prozent der Regensburger
könnten sich den teuren Wohnraum
in Regensburg nichtmehr leisten.

Natürlich werde auch die 20-Pro-
zent-Regelung nur ein Tropfen auf den
heißen Stein sein, trotzdem sei er froh,
dass das wichtige Thema ohne ideolo-
gische Scharmützel über die Bühne ge-
gangen sei, betonte für die Freien
Wähler Ludwig Artinger. Für die FDP
lehnte Gabriele Opitz die Vorlage ab:
15 Prozent habe sie noch mitgetragen.
20 Prozent seien für sie zu viel. Man

dürfemit derartigen Forderungen bau-
willigen Investoren keine Knüppel
zwischen die Füße werfen, fand sie. 20
Prozent waren dagegen für Grünen-
Fraktionschef Jürgen Mistol die un-
terste Grenze. Ihm wäre eine flexible
Lösung zwischen 20 und 30 Prozent
lieber gewesen. Für Irmgard Freihoffer
von der Linken ist die Neuregelung
nicht der großeWurf, aber sie stimmte
zu.

Auf Antrag von Christian Schlegl
war von Planungsreferentin Christine
Schimpfermann das städtische Fami-
lienförderprogramm „Wohnen in der
Stadt“ überarbeitet worden. Zur Bil-
dung von Wohneigentum können
kinderreiche Familien, aber auch jun-
ge Paaremit und ohne Kind Zuschüsse
zum Neubau eines Hauses oder zum
Erwerb eines Hauses oder einer Woh-
nung bekommen. Pro Kind stellt die
Stadt bei einemNeubau 5000 Euro, bei
einem Zweiterwerb 3000 Euro in Aus-
sicht. Abhängig ist dieser Zuschuss

von der Bewilligung einer
staatlichen Förderung. Anträ-
ge können beim Amt für
Stadtentwicklung gestellt
werden. Das Familienförder-
programm fand die Zustim-
mung aller im Stadtpla-

nungsausschuss vertre-
tenen Parteien.
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VON CLAUDIA BÖKEN, MZ

STADTRATDie 20-Prozent-
Klausel für Neubaugebiete
ist beschlossene Sache. Zu-
gleichwurde ein Förderpro-
gramm fürWohneigentum
auf denWeg gebracht.

Erster Schritt zu günstigemWohnraum
Bei Wohnungsbauprojekten in Regensburg – hier ein Gebäude der Stadtbau GmbH in der Plato-Wild-Straße – müssen die Investoren künftig 20 Prozent an
öffentlich geförderten Wohnungen mit einplanen. Archivfoto: Lex

Planungsreferentin
Christine Schimp-
fermann
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DAS WOLLEN DIE PARTEIEN

➤ CSU und SPD hatten gemeinsam eine
Alternative für Bauwerber vorgeschla-
gen: Die könnten auch 20 Prozent frei fi-
nanzierte Mietwohnungen in einemBau-
vorhaben realisieren,müssten sich dann
aber auf verschiedene Vorgaben einlas-
sen: DasMietpreisniveau sei begrenzt
auf maximal ein Drittel über der ortsübli-
chen Durchschnittsmiete, und vertrag-
lich für 20 Jahre zu sichern.
➤ Grünen-Fraktionschef JürgenMistol
brachte eine flexible Quote ins Spiel, die
je nach Bebauungsplangebiet seiner
Auffassung nach zwischen 20 und 30
Prozent liegen könne. „Laut Baugesetz-
buch ist esmöglich, in jedem einzelnen

Bebauungsplan entsprechende Flächen
festzusetzen, auf denen ganz oder teil-
weise nurWohngebäude errichtet
werden dürfen, betonte er schon vor
Wochen. Diesen Standpunkt vertrat
er auch gestern Abend.
➤ Für die FDP meinte MdBHorst
Meierhofer, dass bei einer
Quote von 20 Prozent die
restlichen 80 Prozent
der Wohnungen für die
Mieter noch teurer wür-
den. Für seine Fraktion
ist klar: „Esmuss ein-
fachmehr gebaut
werden.“

REGENSBURG. Der Fall sorgte für
Schlagzeilen: Zwei katholische Klini-
ken in Köln wiesen eine Vergewaltigte
ab. Auch in Regensburg gebe es eine
massive Unterversorgung von Frauen,
betont jetzt Benedikt Pirk, Landtags-
kandidat der Piraten im Stimmkreis
Regensburg-Stadt. Er fordert,
„schnellstmöglich eine gynäkologi-
sche Abteilung ins Uniklinikum zu in-
tegrieren, um auch in diesem Bereich
eine Maximalversorgung zu gewähr-
leisten“.

Bei Verhütungsunfällen nachts
oder amWochenende können sich hil-
fesuchende Frauen bisher nur an
christliche Krankenhäuser wenden,
die die Pille danach aus Glaubensgrün-
den nicht verschreiben, oder „eine de-
mütigende Zwangsuntersuchung
durchführen“, so Pirk. Und das Unikli-
nikum verweise auf die fehlende eige-
ne Gynäkologie, um sich aus der Ver-
antwortung zu ziehen, und schicke Pa-
tientinnen ins katholische Kranken-
haus St. Josef. Als Übergangslösung
schlägt Pirk vor, die Pille danach in der
Notaufnahme zu verschreiben.

MEDIZINDie Piraten fordern
Einrichtung einer Gynäkolo-
gie amUniklinikum.

Für „Pille
danach“ in die
Ambulanz

ANZEIGE

Die Service-Nummer für Ihre
Beilagenwerbung

(0941) 207-333

Bitte beachten Sie die Beilage
in der heutigen Ausgabe!

Die Messe
EnergiesparenEnergiesparen

SolSolaranlaranlagenagen
PhotovoltPhotovoltaikaikanlanlagenagen
WärmWärmepepumumpenpen,
GGasas-, Flü-, Flüssiggasssiggas-,-,
PePelletshlletsheieizuzungenngen
WärmeWärmedämmudämmungng, u.v, u.v.m..m.

BauBauenen

FFertertighausighaus, Holzhaus, Holzhaus, M, Massiassivhausvhaus
NNiediedrigenergierigenergie- od- oder Per Passiassivhausvhaus
BaBaufiufinanznanzieruierungng unund Fördd Fördermiermittelttel
maßmaßgesgeschchneidneiderterteses EigenhEigenheimeim
u.vu.v.m..m.

RenRenovovierenieren unund Modd Modernisierenernisieren

Durchdachte Renovierung und Modernisierung
Modernste Techniken der MMauauertrertrockockenlenleguegungng
FFenstensterer und TüTürenren oder deren ReparaReparaturtur, BaBalkolkonene
WWintintergärtergärtenen, modmoderneerne EingangsEingangslösulösungenngen
AusbaAusbau uu ungenngenutztutzterer FlächFlächenen
u.vu.v.m..m.

DDie Mie Messeesse isist Samstt Samstagag unund Sod Sonntnntagag vonvon
10:00 b10:00 bisis 18:00 Uhr18:00 Uhr gegeöfföffnenet.t.

Regensburg –
26. + 27.01.2013

DER EINTRITT IST FREI

„Rund ums Bauen“
RRT-HaT-Halle alle am Obm Obereneren WöhrdWöhrd
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